    Verhandlungsschrift

Nr. 2/2005

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Freitag, den 22.04.2005.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand 


    Schwaiger 


  Wolfgang  

8. Gemeinderat



    Hellermann


  Norbert


9. Gemeinderat
Mayer
Helmut

10. Gemeinderat
Reitsamer
Robert

11. Gemeinderat
Staffl
Michaela

12. Gemeinderat
Altmann
Anna

13. Gemeinderat
Mayer
Johann 

14. Gemeinderat
Klinger 
Martin 

15. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


16. Gemeinderat
Voggenberger 
Franz

17. Gemeinderat



    Standl 



  Franz 

18. Gemeinderat 
Schober 
Johann

19. Gemeinderat
Bauer 
Franz 

20. Gemeinderat 
Sutter 
Ann 

21. Gemeinderat 
Winkelmeier
Johann 

22. Gemeinderat
Ofenböck 
Thomas

23. GREM
DI Thür
Albert (f. GR Linnerth Hans Dieter) 

24. GREM 
Pöckl 
Franz (f. GR Brandstötter Alois)

Es  fehlen:

GR Brandstötter Alois (entschuldigt) - dafür Pöckl Franz

GR Linnerth Hans Dieter (entschuldigt) – dafür DI Thür Albert

GR Fuchs Walter (entschuldigt) – ohne Ersatz

Der BM stellt fest, dass

1. die Sitzung von ihm einberufen wurde,

2. die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 01.02.2005 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

3. die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 1 vom 11.02.2005 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Vor Eintritt in die Tagesordnung fordert der Bürgermeister die Anwesenden auf sich zum Gedenken an der verstorbenen Altbürgermeister Weckermann für eine Gedenkminute von den Plätzen zu erheben. 

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert 

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM angelobt:

-x-

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Genehmigung von Arbeitsübereinkommen für Gehsteigerrichtung                 
(Gem-612-0)

2. Änderung der Feuerwehrtarifordnung                                                               
(Fp-160-0)

3. Vergabe Arbeiten Löschwasserbehälter Igelsberg






     
(Fp-160-4)

4. Wassergenossenschaft Heiligenstatt – Ansuchen um Zuschuss für Leitungserweiterung 

(Wa-810-2)

5. Ansuchen des ATSV Schneegattern um Gewährung einer Subvention für Anbringung eines Gebäudevollwärmeschutzes











   
(Sport-262-0)

6. Antrag Kindergartenausschuss Errichtung einer Nachmittagsbetreuung in Form eines Hortes



















   
(Schul-250-0)

7. Teilumrüstung der öffentlichen Gebäude in Friedburg auf ein wassertragendes Heizsystem

(Gem-800-0)

8. Erstellung einer Machbarkeitsstudie für eine Naturbadeteichanlage 

    
(Gem-831-0)

9. Vergabe für Sanierung Volks- und Hauptschule Friedburg –Mitteltrakt
    
(Schul-2120-0)

10. Vergabe von Aufträgen Kindergarten Schneegattern 



                 
(Schul-241-0)

11. Raumordnungsangelegenheiten – Einleitung von Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes und Beschluss von Verordnungen


          
(Bau-031-0)

12. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 9 – Stellungnahme zu den mitgeteilten Versagungsgründen 







                                           
(Bau-031-0)

13. Grundsatzentscheidung über die geplante Auflassung Öffentliches Gut - Teilfläche des Gst.Nr. 1701, KG Heiligenstatt







                                   
 (Gem-612-0)

14. Nachwahl von freiwerdenden Ausschussmitgliedern durch die SPÖ-Fraktion
 (Gem-004-4)

15. Nachwahl von freiwerdenden Ausschussmitgliedern durch die ÖVP-Fraktion 
(Gem-004-4)

16. Ankauf von Grundstücken für Oberflächenentwässerung Schneegattern 

(Wa-620-0)

17. Genehmigung Kaufvertrag Feldbacher über den Erwerb einer Teilfläche des Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald









                                        
(Gem-612-0)

18. Allfälliges

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Genehmigung von Arbeitsübereinkommen für Gehsteigerrichtung                 (Gem-612-0)

Der BM  berichtet, dass für den bereits errichteten Gehsteig in Mittererb und für den zu errichtenden Gehsteig Friedburg Kreisverkehr – Baierbergstraße ein Arbeitsübereinkommen mit dem Amt der o.ö. Landesregierung geschlossen werden muss. Ein Muster dieses Übereinkommens ist den Fraktionen zugegangen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die Arbeitsübereinkommen mit dem Amt der o.ö. Landesregierung für die Gehsteigerrichtung an der Kobernaußer Landesstraße L 508, von km 0,050 bis km 0,240 und von km 1,300 bis km 1,500 zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24     Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Änderung der Feuerwehrtarifordnung                                                               (Fp-160-0)

Der BM führt aus, dass ein Entwurf der neuen Feuerwehrtarifordnung den Fraktionen zugegangen ist und ersucht um Wortmeldungen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

die Tarifordnung 2005 des o.ö. Landesfeuerwehrverbandes die Zustimmung zu erteilen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

3. Vergabe Arbeiten Löschwasserbehälter Igelsberg






(Fp-160-4)

Der BM führt aus, dass durch das Landesfeuerwehrkommando OÖ die Ausschreibung für den gedeckten Löschwasserbehälter (100 m³) in Igelsberg durchgeführt hat. Als Billigstbieter wurde die Fa. Plan- und Wohnbau, Friedburg, ermittelt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

den Auftrag für die Errichtung eines gedeckten Löschwasserbehälters in Igelsberg mit einem Fassungsvermögen von 100 m³ an die Fa. Plan- und Wohnbau, Friedburg, zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Wassergenossenschaft Heiligenstatt – Ansuchen um Zuschuss für Leitungserweiterung 

(Wa-810-2)

Der BM verweist auf das Ansuchen der WG Heiligenstatt, welches den Fraktionen zugegangen ist und ersucht um Debattenbeiträge. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

der WG Heiligenstatt einen Zuschuss in Höhe von 10 % der Nettoinvestitionskosten, d.s. € 393,19 zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Ansuchen des ATSV Schneegattern um Gewährung einer Subvention für Anbringung eines Gebäudevollwärmeschutzes











   (Sport-262-0)

Der BM berichtet, dass in der Finanzausschusssitzung am 07.03.2005 diese Angelegenheit vorberaten und empfohlen wurde die beantragte Förderung in Höhe von € 3.939,30 für die Wärmedämmung des Clubhauses zu genehmigen. Die geforderten Unterlagen (Finanzierungsplan und Kassenbericht mit Kassastand) wurden vorgelegt. Der BM ersucht um Wortmeldungen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem ATSV Schneegattern eine Gemeindesubvention in Höhe von € 3.939,30 für die Wärmedämmung am Clubhaus zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Antrag Kindergartenausschuss Errichtung einer Nachmittagsbetreuung in Form eines Hortes



















   (Schul-250-0)

Die Obfrau des Ausschusses für Kindergarten, Schule und Jugend berichtet, dass der Ausschuss beschlossen hat, dem Gemeinderat zu empfehlen eine Nachmittagsbetreuung in Form eines Hortes anzubieten und verliest das Ansuchen (ANLAGE 4). Die Abwicklung soll in der Form erfolgen, dass die Betreuung entweder durch das Hilfswerk oder durch den Verein o.ö. Familienzentren durchgeführt wird. Der BM  und ersucht dazu um Wortmeldungen.

GR Thomas Ofenböck befürwortet eine Kinderbetreuung. Es muss jedoch eine professionelle Betreuung sowohl räumlich als auch personell sein. Die Schule ist seiner Meinung nach nicht ideal als Betreuungsgebäude. Geeignetere Räumlichkeiten sind derzeit nicht vorhanden (Kindergarten 3), daher erscheint ihm die Schule unter bestimmten räumlichen Voraussetzungen akzeptabel. Die Räume Richtung Hartplatz im Tiefparterre sind am besten geeignet und mit dem geringsten Aufwand zu adaptieren. Jedenfalls ist eine Tür Richtung Grünfläche einzubauen. Er hat bereits Skizzen über die  Gestaltung ausgearbeitet. Das Projekt soll forciert und aktiv vorangetrieben werden. 

BM Rippl findet die Idee gut, räumliche Anpassungen vorzunehmen. Er hat bereits mit Dir. Falb über die Nutzung von Räumen in der Hauptschule gesprochen. Zwei Räume im Tiefparterre kommen dafür in Frage. Jedenfalls ist eine Koordination mit Leiter/in der Hortbetreuung und der Schulleitung erforderlich. 
GV Weber erläutert, dass es eine lange und ausführliche Diskussion in der ÖVP-Fraktion gegeben hat. Der geplante Hort ist für 6 bis 14 Jährige. Er befürchtet dabei Probleme mit den verschiedenen Altersgruppen. Daher ist auch eine Zusatzausbildung für Kindergärtnerinnen als Horterzieher erforderlich. Das angeschlagene Tempo stört ihn. Er weist darauf hin, dass ein Hort auch für jüngere (2-10 Jährige) möglich ist. In dieser Altersgruppe ist eine Betreuung wahrscheinlich leichter möglich. Auf jeden Fall ist eine professionelle Betreuung  notwendig. Der Kindergarten 3 ist räumlich ungeeignet, daher bleiben lediglich die Räume im Tiefparterre Hauptschule, wobei nicht über Abtrennungen und eigene Zugänge gesprochen wurde. Es sind eigene Räumlichkeiten für die Hortbetreuer(in) und ein eigener Sanitärbereich erforderlich. Es fehlt ihm daher einiges an Vorarbeit. Er kündigt daher keine Zustimmung für den zweiten Teil des Antrages an. 

BM Rippl weist darauf hin, dass zwei Angebote bereits vorliegen. Durch Frau Hohenauer wurden die Räumlichkeiten besichtigt. Der Bedarf ist laut Erhebung (19  Anmeldungen) vorhanden. Die Umbauarbeiten sind sicher der zweite Schritt. Nächstes Jahr soll die Hauptschule saniert werden und dabei könnten die baulichen Maßnahmen mitgemacht werden. Er weist darauf hin, dass im Ausschuss Leute der ÖVP Fraktion beteiligt waren und darüber informiert wurde. 

GREM Franz Pöckl weist darauf hin, dass im Ausschuss nicht über die Räumlichkeiten in der Schule gesprochen wurde und er befürchtet dadurch eine Übergehung des Ausschusses. 

GV Schwaiger weist darauf hin, dass bauliche Maßnahmen extrem wichtig sind. Der Bedarf von 19 wurde derzeit erhoben. Er vertritt die Ansicht, dass mit einem gutem Angebot die Chance auf eine größere Akzeptanz besteht. Ein Klassenraum aus dem Schulgebäude mit einem Sofa, in dem Hausübungen gemacht werden, ist nicht attraktiv und manche werden das Interesse verlieren. Außerdem ist ohne bauliche Trennung eine Störung des Schulbetriebes gegeben. Bei einer baulichen Trennung ist ein eigener Zugang erforderlich. Er tritt für eine Unterstützung nur dann ein, wenn dies attraktiv gestaltet wird. Die bauliche Gestaltung soll im Ausschuss vorberaten werden. 

VBM Weichenberger weist darauf hin, dass der Ausschuss und der Gemeinderat sich dazu bekannt haben, dass Lengau eine familienfreundliche Gemeinde sein soll. Die Sommerbetreuung für Kleinkinder wurde bereits geschaffen. Die Betreuung für Schulkinder soll ein nächster Schritt sein. Grundsätzlich waren sich darüber alle einig. Auch darüber, dass professionelle Betreuung erforderlich ist. Bauliche Maßnahmen könnten im Zuge der Sanierung gemacht werden. Er tritt dafür ein den Hortbetrieb 2005 zu beginnen und die baulichen Maßnahmen bei der Sanierung der Hauptschule 2006 durchzuführen. 
GR Michaela Staffl gibt zu bedenken, dass Punkt b) nur eine generelle Zustimmung zu diesem Projekt beinhaltet. 

GR Voggenberger resümiert, dass ein Konsens vorhanden ist. Welche bauliche Maßnahmen erforderlich sind ist derzeit nicht bekannt. Der heute zu fassende Beschluss soll daher nur eine generelle Zustimmung beinhalten. 

GR Schober Johann weist darauf hin, dass die meisten Hortkinder mit Bussen kommen. Er erkundigt sich wie die Abholung erfolgt. BM Rippl erläutert, dass diese  teilweise mit Bussen teilweise durch die Eltern erfolgt. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass seine Skizzen nur als Diskussionsgrundlagen gedacht waren und es handelt sich nicht um eine fertige Planung. Bauliche Maßnahmen sind erforderlich und sollen in den Ausschüssen beraten werden. Er schlägt vor die Eltern der 19 angemeldeten Kinder zu verständigen, dass derzeit nur beschränkte Möglichkeiten vorhanden sind. 

GV Weber vertritt die Ansicht, dass professionell begonnen werden soll. Nach derzeitigem Stand soll 2005/2006 mit schlechten räumlichen Bedingungen begonnen werden und Reibungen mit der Schule sind zu erwarten. Er fasst zusammen, dass die Rahmenbedingungen derzeit schlecht sind.

GV Schinwald tritt dafür keine Ho-Ruck Aktion zu starten sonder 2006 professionell zu beginnen. 

VBM Martin Muigg hält die Punkte 1 und 2 für akzeptabel und an den Ausschuss soll der Auftrag ergehen weiterzuarbeiten. 

BM Rippl weist darauf hin, dass sehr wohl professionelle Arbeit durch Frau Hohenauer geleistet wurde und stellt nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen den

A n t r a g

der Einrichtung einer Nachmittagsbetreuung in Form eines Hortes die Zustimmung zu geben. Durch wen die Betreuung erfolgt wird in einem späteren Beschluss des Gemeinderates festgelegt. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
20
 Ja

  4    Nein (Pöckl, Schinwald, Weber, Standl)










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

7. Teilumrüstung der öffentlichen Gebäude in Friedburg auf ein wassertragendes Heizsystem

    (Gem-800-0)

GR Reitsamer verliest das Ansuchen (ANLAGE 5) des Ausschusses Umwelt, Energie und Zukunft, welches den Fraktionen zugegangen ist. 

BM Rippl ruft in Erinnerung, dass am 28.10.2004 beschlossen wurde auf ein wassergetragenes System umzurüsten. Er weist jedoch darauf hin, dass die Voraussetzungen in Form von Genehmigungen und Förderungen vorhanden sein müssen. 

GV Weber weist darauf hin, dass ein derartiger Beschluss bereits gefasst wurde und er kündigt namens seiner Fraktion auch dieses Mal Zustimmung an. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

im Jahr 2006 die Volks- und Hauptschule Friedburg auf ein wassergetragenes System umzustellen, sofern durch das Land Oberösterreich die erforderlichen Bewilligungen (§ 86, Kostendämpfungsverfahren usw.) und Förderungszusagen erteilt werden. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Erstellung einer Machbarkeitsstudie für eine Naturbadeteichanlage 

    (Gem-831-0)

GR Reitsamer verliest das Ansuchen (ANLAGE 6) an den Gemeinderat. 

GV Weber: Ausschuss Energie und Zukunft ist vorhanden. Dieser kann fachkundige Personen beiziehen. Warum soll dies durch eine Arbeitsgruppe geschehen. 

VBM Martin Muigg  tritt dafür ein dass diese Arbeit durch den zuständigen Ausschuss gemacht werden soll. 

GR Franz Voggenberger sieht in diesem Tagesordnungspunkt eine Information des Ausschusses an den Gemeinderat und dieser soll entscheiden ob dieses Projekt weiterverfolgt werden soll. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass Ausschusssitzungen geheim sind und Personen, die nicht fachkundig sind daher nicht eingebunden werden können. 

GR Franz Voggenberger schlägt vor, dass der Ausschuss die Grundlagen schaffen soll und dann die Bevölkerung eingebunden werden soll. 

VBM Weichenberger berichtet, dass es bereits Empfehlungen durch Dr. Reschenhofer gibt und auch Adressen von Firmen vorliegen, die derartige Projekte realisiert haben. Grundsätzlich wurde über Projekte in verschiedenen Gemeinden gesprochen. Dort wurde genauso verfahren, dass Ausschussmitglieder beteiligt waren. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

den Ausschuss für Energie, Zukunft und Umwelt mit der Prüfung zu beauftragen ob, und unter welchen Voraussetzungen die Realisierung einer Naturbadeteichanlage auf unserem Gemeindegebiet möglich ist. Zur Erreichung einer solchen Machbarkeitsstudie können fachkundige Personen beigezogen werden. Weiters soll um Aufnahme in das Bäderprogramm des Landes angesucht werden.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. Vergabe für Sanierung Volks- und Hauptschule Friedburg –Mitteltrakt
    (Schul-2120-0)

Der BM berichtet, dass durch Arch. Otte die Schwarzdeckerarbeiten ausgeschrieben wurden. Bei dieser Ausschreibung wurde die Fa. Heinrich GmbH., Salzburg, als Bestbieter ermittelt. Die sonstigen Leistungen sollen als Auftragserweiterung vergeben werden, was den Bestimmungen des Vergabegesetzes entspricht. Laut Vergabevorschlag Arch. Otte sind dies  

Tischlerei Gebr. Vietz OEG, Mittererb 26 – Kunststofffenster und –türen
€  22.000.—(excl. MWSt) 

Fa. Ing. Anton Hutterer, Straßwalchen – Vollwärmeschutz 


      €  13.500.—(excl. MWSt)

Fa. Tomsits, Thalgau – Malerarbeiten 








€      900.—(excl. MWSt)

Fa. Hansel, Straßwalchen - Schlosserarbeiten







€   1.600.—(excl. MWSt) 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM folgende

A n t r ä g e

a. die Schwarzdeckerarbeiten an die Fa. Heinrich GmbH, Salzburg, mit einer Auftragssumme von € 49.628,10 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b. die Fenster und Türen aus Kunststoff auf Basis des Werksvertrages 2004 an die Fa. Gebr. Vietz OEG, mit einer Auftragssumme von € 22.000,00 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

c. die Baumeisterarbeiten Vollwärmeschutz auf Basis des Werksvertrages 2004 an die Fa. Ing. Anton Hutterer, Straßwalchen mit einer Auftragssumme von € 13.500,00 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

d. die Malerarbeiten auf Basis des Werksvertrages 2004 an die Fa. Tomsits, Thalgau, mit einer Auftragssumme von € 900,00 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

e. die Schlosserarbeiten auf Basis des Auftrages 2004 an die Fa. Hansel, Straßwalchen, mit einer Auftragssumme von € 1.600,00 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Vergabe von Aufträgen Kindergarten Schneegattern 



                 (Schul-241-0)

Der BM informiert, dass die Bodenleger- und Malerarbeiten durch das Büro Gemeinhardt ausgeschrieben wurden. Aufgrund des Vergabevorschlages, welcher den Fraktionen zugegangen ist, sollen die Bodenlegerarbeiten an die Fa. Priewasser, Uttendorf mit einer Auftragssumme von                 € 11.380,22 (excl. MWSt) und die Malerarbeiten and die Fa. Gerstlohner, Eggelsberg, mit einer Auftragssumme von € 3.836,78 vergeben werden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM folgende

A n t r ä g e

a. die Bodenlegerarbeiten an die Fa. Priewasser, Uttendorf, mit einer Auftragssumme von € 11.380,22 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b. die Malerarbeiten an die Fa. Gerstlohner, Eggelsberg, mit einer Auftragssumme von € 3.836,78 (excl. MWSt) zu vergeben.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Raumordnungsangelegenheiten – Einleitung von Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes und Beschluss von Verordnungen


          (Bau-031-0)

a. Änderung Nr. 10: Palfinger Produktionstechnik GmbH., Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 2755, KG Lengau, von Grünland auf Industriegebiet – Beschluss einer Verordnung 

VBM Martin Muigg führt aus, dass keine negativen Stellungnahme gegen die geplante Umwidmung eingegangen sind. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass die Trasse für die Umfahrung Lengau bereits verordnet wurde und durch die Straßenverwaltung keine Kosten für Abbiegespuren udgl. übernommen werden. 

Abschließend stellt der VBM den
A n t r a g 

die Teilfläche des Gst.Nr. 2755, KG Lengau, zwischen dem bestehenden Industriegebiet und der geplanten Umfahrungsstraße als Industriegebiet auszuweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

b. Änderung Nr. 11: Fellner Harald, Untererb 30, Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 21, KG Krenwald, von Grünland auf Wohngebiet – Beschluss einer Verordnung 

VBM Martin Muigg führt aus, dass der Gewässerbezirk darauf hingewiesen hat, dass der westlich verlaufende Hochwassergraben in seiner Funktionsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden darf. Ansonsten sind keine negativen Stellungnahme gegen die geplante Umwidmung eingegangen. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

die Teilfläche mit ca. 1.000 m² des Gst.Nr. 21, KG Krenwald, als Wohngebiet auszuweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

c. Änderung Nr. 13: Schön Anton und Silvia, Untererb 32 , Umwidmung einer Teilfläche der Gst.Nr. 15/2 und 16/1, KG Krenwald, von Grünland auf Wohngebiet – Beschluss einer Verordnung 

VBM Martin Muigg führt aus, dass der Gewässerbezirk darauf hingewiesen hat, dass die Funktionstüchtigkeit der Abflussmulde erhalten bleiben muss. Ansonsten sind keine negativen Stellungnahme gegen die geplante Umwidmung eingegangen. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

die Teilfläche der Gst.Nr. 15/2 und 16/1, KG Krenwald, als Wohngebiet auszuweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

d. Änderung Nr. 16: Heinzl Holzbau, Heiligenstatt 63, Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 1591, KG Heiligenstatt, von Grünland auf Betriebsbaugebiet bzw. MB – Beschluss einer Verordnung 

VBM Martin Muigg führt aus, dass durch die Abteilung Raumordnung des Amtes der o.ö. Landesregierung angeregt wurde das Betriebsbaugebiet bzw. MB im Bereich der bestehenden Halle an die bestehenden Grundgrenzen anzupassen. Bei der geplanten Erweiterung südlich der bestehenden Halle wird die MB-Widmung in der bestehenden Flucht verlängert. Es sind keine negativen Stellungnahme gegen die geplante Umwidmung eingegangen. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

Im Bereich der bestehenden Halle das Betriebsbaugebiet bzw. die MB-Widmung an die bestehenden Grundgrenzen anzupassen. Bei der geplanten Erweiterung südlich der bestehenden Halle wird die MB-Widmung in der bestehenden Flucht verlängert.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

e. Änderung Nr. 18: Kobler Georg und Berta, Heiligenstatt 13, Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 1641, KG Heiligenstatt, mit ca. 200 m² von Grünland auf Wohngebiet - Einleitung des Verfahrens

VBM Martin Muigg berichtet, dass diese geplante Umwidmung durch den Sachbearbeiter des Landes, DI Kampelmüller, besichtigt und negativ beurteilt wurde. Der Bauausschuss hat über diese Angelegenheit beraten und beschlossen dem Gemeinderat die Einleitung eines Umwidmungsverfahrens nicht zu empfehlen. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

den gegenständlichen Umwidmungsantrag abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

f. Änderung Nr. 19: Feldbacher Johann und Elisabeth, Holz 11, Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. .. KG Friedburg, von Grünland auf Grünland mit Sondernutzung (Sendemasten) – Einleitung des Verfahrens

VBM Martin Muigg berichtet, dass diese geplante Umwidmung durch den Sachbearbeiter des Landes, DI Kampelmüller, besichtigt und positiv beurteilt wurde. Der Bauausschuss hat über diese Angelegenheit beraten und beschlossen dem Gemeinderat die Einleitung eines Umwidmungsverfahrens zu empfehlen. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

das Umwidmungsverfahren einzuleiten.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

12. Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 9 – Stellungnahme zu den mitgeteilten Versagungsgründen 







                                           (Bau-031-0)

VBM Martin Muigg berichtet, dass durch das Amt der o.ö. Landesregierung mitgeteilt wurde, dass beabsichtigt ist die Genehmigung zu versagen. Durch das Gemeindeamt wurde die Notwendigkeit der Umwidmung begründet (ANLAGE 7 und 8) und er schlägt vor auf der Berichtigung des Flächenwidmungsplanes zu beharren und auf die angeführten Stellungnahmen und Begründungen (Grundlagenforschung) der Gemeinde zu verweisen. Dies wurde im Bauausschuss besprochen und diese Vorgangsweise vorgeschlagen. Er ersucht um Debattenbeiträge. 

Abschließend stellt VBM Muigg den 

A n t r a g 

auf die Berichtigung des Flächenwidmungsplanes zu beharren und die auf die angeführten Stellungnahmen und Begründungen (Grundlagenforschung) zu verweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

13. Grundsatzentscheidung über die geplante Auflassung Öffentliches Gut - Teilfläche des Gst.Nr. 1701, KG Heiligenstatt







                                    (Gem-612-0)

Der BM berichtet, dass durch Herrn Hagn Hans sen. und Herrn Schwab Ansuchen um Erwerb einer Teilfläche des Gst.Nr. 1701, KG Heiligenstatt, angesucht wurde. Der Bauausschuss hat in seiner letzten Sitzung diese Angelegenheit vorberaten und dem Gemeinderat empfohlen eine Auflassung dieser Teilfläche des öffentlichen Gutes, Gst.Nr. 1701, KG Heiligenstatt, abzulehnen. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

eine Auflassung der Teilfläche dieses Grundstückes 1701, KG Heiligenstatt, abzulehnen und im Bauausschuss versuchen eine Einigung mit Hr. Hagn u. Hr. Schwab herbeizuführen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

14. Nachwahl von freiwerdenden Ausschussmitgliedern durch die SPÖ-Fraktion
(Gem-004-4)

Aufgrund der Zurücklegung der Mitgliedschaft im Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend durch Frau Michaela Erhart und Frau Simone Mangelberger ist eine Nachwahl für diesen Ausschuss erforderlich, welche als Fraktionswahl erfolgt. Durch die SPÖ-Fraktion ist ein Wahlvorschlag (ANLAGE 9 und ANLAGE 10) eingelangt, wonach Herr Reitsamer Robert und Herr Weichenberger Johann als Mitglieder in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend entsandt werden sollen. 

Abschließend stellt der BM folgende 

A n t r ä g e

a. Herrn Robert Reitsamer als Mitglied in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend zu entsenden. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
10 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b. Herrn Johann Weichenberger als Mitglied in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend zu entsenden. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
10 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

15. Nachwahl von freiwerdenden Ausschussmitgliedern durch die ÖVP-Fraktion (Gem-004-4)

Aufgrund der Zurücklegung der Mitgliedschaft im Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend durch Herrn Bauer Franz ist eine Nachwahl für diesen Ausschuss erforderlich, welche als Fraktionswahl erfolgt. Durch die ÖVP-Fraktion ist ein Wahlvorschlag eingelangt, wonach Herr Pöckl Franz als Mitglied und Obmann-Stellvertreter und Herr Bauer Franz als Ersatzmitglied in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend entsandt werden sollen. 

Abschließend stellt der BM folgende 

A n t r ä g e

a. Herrn Franz Pöckl als Mitglied und Obmann-Stellvertreter in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend zu entsenden. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
9 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b. Herrn Franz Bauer als Ersatzmitglied in den Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend zu entsenden. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
9 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

16. Ankauf von Grundstücken für Oberflächenentwässerung Schneegattern 
(Wa-620-0)

Der Schriftführer erläutert, dass geplant ist den bestehenden Kanal nach der Kobernaußer Landesstraße L 508 entlang dieser Straße bis zur Grundgrenze Gst.Nr. 470/84 und 472/2, KG Krenwald verlängert und entlang dieser Grundgrenze weitergeführt. Danach soll das Oberflächenwasser in Form einer flachen, bewirtschaftbaren Mulde über das Grundstück 470/7 und 470/4 weitergeführt werden. Durch den bestehenden Bahndamm der ÖBB und das bestehende Gerinne der ÖBF zum Schwemmbach abgeleitet werden. Durch Frau Stockhammer wurde in der Zwischenzeit anstatt der Mulde eine Verrohrung gefordert. Durch Ing. Tomenendal als Planer wurde eine Verrohrung abgelehnt, da dafür kaum eine wr. Bewilligung erreicht werden kann, zusätzliche Kosten entstehen und diese Verrohrung im Zuge der Verbauung sicher verlegt werden muss. Frau Stockhammer hat sich damit einverstanden erklärt, dass die Versickerung anstelle der Grundgrenze zwischen den Grundstücken 470/49 und 470/54 an die Grundgrenze zwischen den Grundgrenzen 470/54 und 472/2 verlegt wird, wenn ihr eine Weiterleitung der Oberflächenwässer im Zuge einer Bebauung Ihrer Grundstücke auf Kosten der Gemeinde zugesagt wird.  
GR Thomas Ofenböck tritt dafür ein die für die zukünftige Wasserableitung benötigten Grundstücke der ÖBB trotzdem sofort anzukaufen. Anstelle des Pachtvertrages mit den ÖBF schlägt er einen Optionsvertrag vor, dass die Gemeinde vor einem geplanten Verkauf der Flächen verständigt werden. 

GV Michael Weber tritt für ein längerfristiges Denken ein und schlägt vor die Grundflächen der ÖBB anzukaufen und die Flächen der ÖBF derzeit nicht anzupachten. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

die benötigten Grundflächen der ÖBB anzukaufen und den vorliegenden Kaufvertragsentwurf der ÖBB zu genehmigen und die Flächen den ÖBF derzeit nicht anzupachten, sondern versuchen einen Optionsvertrag mit den ÖBF abzuschließen, dass die Gemeinde vor einem geplanten Verkauf die Gemeinde zu verständigen hat.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

17. Genehmigung Kaufvertrag Feldbacher über den Erwerb einer Teilfläche des Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald









                                        (Gem-612-0)

Der BM berichtet, dass in den letzten Sitzungen des Gemeinderates die Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald, beschlossen wurde. Der für die grundbücherliche Durchführung erforderliche Kaufvertrag ist den Fraktionen zugegangen und er ersucht um Debattenbeiträge. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

den Kaufvertrag gemäß dem vorliegenden Kaufvertragsentwurf (ANLAGE 11) zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
23
 Ja

 













1 Enthaltung (BM Rippl wegen Befangenheit) 









B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

18. Allfälliges

Berichte des BM:

a. Der BM informiert, dass im Gemeindevorstand eine Beschwerde an den VwGH bzw. VfGH gegen die 110-kV-Leitung beschlossen wurde. Dieser Beschwerde haben sich die Gemeinden Pfaffstätt, Munderfing und Mattighofen angeschlossen. 
b. Der BM gibt bekannt, das am 30.05.2005 die Präsentation des Fragebogens mit dem Koordinationsausschuss erfolgt und lädt alle zur Teilnahme ein. 

c. Der BM berichtet über den Steinbacher Weg und kündigt einen Ausflug mit der DOSTE nach Steinbach an der Steyr zur „Nachhaltigkeitsschmiede“ an. 

d. Abschließend verliest der BM das Schreiben von LR Ackerl vom 11.04.2005 (ANLAGE ..) in welchem dieser Förderungen für die einzelnen Vorhaben der Gemeinde Lengau zusagt. 
Anfragen: 

e. GV Weber überreicht eine schriftliche Anfrage an die Obfrau des Jugendausschusses
f. GR Thomas Ofenböck berichtet, dass Studenten der Universität für Bodenkultur Wien in der Gemeinde unterwegs sind. Der BM gibt dazu bekannt, dass diese das Projekt GenderAlb ausarbeiten. Diese Studenten haben in der Gemeinde erforscht, befragt und arbeiten nun weiter in Wien. Ende September/Anfang Oktober ist ein Vortrag für den GR geplant. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, bedankt sich der BM für die gute Zusammenarbeit und schließt um 21.05 Uhr die Sitzung. 

Die Sitzung dauerte 1 Stunden 35 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

 Der Schriftführer:


             Der Bürgermeister:                        


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................







Der Vorsitzende












...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen


